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Antrag 174/II/2018

KDVMitte

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Für ein gerechtes und progressives Einwanderungsgesetz
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Forderungen:

Wir fordern die SPD auf, sowohl innerhalb als auch außer-

halb der Regierung, weiterhin für ein gerechtes und pro-

gressives Einwanderungsgesetz zu kämpfen. Diesesmuss,

um vollständig und seiner Wichtigkeit angemessen zu

sein, Folgendes beinhalten:

• Die Vorschläge, die im Gesetzentwurf der SPD-

Bundestagsfraktion schon enthalten sind, nämlich

das Punktesystem nach kanadischen Vorbild

mit einer Berücksichtigung auch für Nicht-

Akademiker*innen, die Erlaubnis, die Kernfami-

lie mitzubringen und die Maßnahmen gegen

Lohndumping, sind wichtig und sollen weiterhin

erkämpft werden.

• Außerdemmuss sichergestelltwerden, dass Aufent-

haltstiteln nicht an bestimmten Arbeitsverträge ge-

knüpft werden, denn das führt zu einer Situation, in

der Arbeitnehmer*innen durch ihre prekäre Situati-

on durch Arbeitgeber*innen erpressbar werden.

• Erforderlich ist auch eine Verbesserung der Aner-

kennung von ausländischen Berufsabschlüssen und

eine breitere Berücksichtigung von informell erwor-

benen Kenntnisse.

• Ein Einwanderungsgesetz muss sich auch mit der

globalen Ungerechtigkeit befassen, die, jenseits von

Fluchtgründen, die größte Ursache für Migrations-

wünsche sind. Es ist die humanitäre Verantwortung

von den reichsten Staaten wie Deutschland ihr ent-

gegenzuwirken: durch mehr Entwicklungszusam-

menarbeit, internationale Friedenspolitik und einer

gerechten Handelspolitik.

• Migration hat auch gravierende Folgen für Entwick-

lungsländer, die dabei ihre schon nicht ausreichen-

den ausgebildeten Fachkräfte verlieren. Durch Part-

nerschaften mit Hauptherkunftsländern muss da-

für gesorgt werden, dass die Konsequenzen dieses

sogenannten Braindrains kompensiert werden. Die

Möglichkeit der Rückwanderung muss auch immer

bestehen, und einmal erworbene Aufenthaltstitel

dürfen dafür nicht einfach verloren gehen, wenn

Einwander*innen für eine Zeit lang in ihre Heimat

zurückkehren. Wichtig ist auch, dass eine Portabi-

lität der erworbenen Renten- und Sozialversiche-

rungsansprüche möglich sein muss.

• Von nicht weniger großer Bedeutung ist die glo-

bal verbreiteteUngleichheit zwischenMännernund

Frauen. Der ungleiche Zugang zu Bildung wird dazu
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führen, dass mehr Männer als Frauen die Kriterien

des Punktesystems erfüllen werden. Maßnahmen

gegen dieses Ungleichgewicht müssen auch unbe-

dingt Teil eines Einwanderungsgesetzes sein.

• Um ein diskriminierungsfreien, gerechten und sei-

ner Zeit entsprechendem Einwanderungssystem zu

gestalten, muss ein Einwanderungsgesetz auch Zu-

wanderungschancen für Menschen, die nicht die

Kriterien des Punktesystems erfüllen, ermöglichen.

Ein Weg dorthin ist, nicht nur die Arbeitszuwan-

derung, sondern auch die Bildungs- und Qualifizie-

rungszuwanderung besser zu gestalten.

• Dazu fordern wir ein einheitliches Online-

Bewerbungssystem für das Auslandsstudium

in Deutschland, eine Vereinfachung und Ver-

besserung der Anerkennung von ausländischen

Schulabschlüssen und Hochschulzugangsberechti-

gungen, regulären Anspruch für Einwander*innen

auf staatliche Leistungen wie BAföG oder Grundsi-

cherung und einen Rechtsanspruch auf freiwillige

Integrations- und Sprachkurse.

• Für alle Einwander*innen ist es wichtig, dass Ih-

nen Informationskanäle und Beratungsmöglichkei-

ten zur Verfügung gestellt werden, die in einfacher

Formaus denHerkunftsländern zugänglich sein sol-

len.

• Wichtiger Teil des kanadischen Modells ist die

intensive Integrationsarbeit und auch hier in

Deutschland müssen Programmen und Maßnah-

men die Möglichkeiten zur gesellschaftlichen und

wirtschaftlichen Teilhabe erweitern. Dazu gehört

auch eine Revision des Wahl- und Staatsangehörig-

keitsrechts.

• Um die notwendigen Kosten der Implementierung

aller Maßnahmen, die mit einem solchen Einwan-

derungsgesetz verbunden sind,mindestens teilwei-

se zu decken, werden deutschen Unternehmen, die

von der Zuwanderung profitieren werden, auch ih-

ren Beitrag leisten müssen.

• Wir fordern einen Spurwechsel gut integrierter Per-

sonen aus dem Asylverfahren in das Einwande-

rungsgesetz.

• Und als Letztes: Ein Einwanderungsgesetz muss

auch Einwanderungsgesetz heißen. Imheutigen Zu-

stand unserer Demokratie muss die Politik auch zei-

gen, dass siedieAntwortenaufdiewichtigenFragen

der Zeit hat, und so ein umfangreiches Gesetz wäre

ein wichtiges Zeichen dafür.

 

Begründung

Die Bundesregierung hat angekündigt, dass ein Fachkräf-

tezuwanderungsgesetz noch in diesem Jahr von Innenmi-
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nister Horst Seehofer vorgestelltwird. Grundlage dafür ist

der imKoalitionsvertrag vereinbarte Kompromiss, ein „Re-

gelwerk zur Steuerung von Zuwanderung in den Arbeits-

markt, […] das sich am Bedarf unserer Volkswirtschaft ori-

entiert“ zu erarbeiten.

Ein solches Gesetz ist wichtig und notwendig, da die

deutsche Wirtschaft immer mehr ausgebildete Fachkräf-

te braucht und sich die jetzige Einwanderungsbürokratie

auch seit Langem als viel zu komplex und ineffizient er-

wiesen hat. Die Notwendigkeit eines derartigen Gesetzes

ist aber schon so selbstverständlich, dass sogar Teile der

extremen ausländerfeindlichen Rechten es unterstützen.

Wir als Sozialdemokratenmüssen für mehr kämpfen. Un-

ser Ziel darf nicht nur eine den Arbeitgebern dienenden

Fachkräftesicherung sein. Wirklich zufrieden dürfen wir

nur mit einem Einwanderungsgesetz sein, und zwar eins,

das den gesamten Prozess der Einwanderung in einer ge-

rechten sowie solidarischen Weise umfasst, und in dem

die Menschen, nicht die ökonomischen Erwägungen, im

Zentrum stehen.

Teil einer Koalition zu sein, bedeutet Kompromisse zu ak-

zeptieren. Das sollte aber die SPD nicht davon abhalten,

eine eigene Position zu so einem wichtigen Thema zu er-

arbeiten und intern zu diskutieren. Rein sozialdemokrati-

sche Lösungenmüssenweiterhin Teil der öffentlichen De-

batte sein, dafür müssen sie aber in der Partei entwickelt

unddebattiertwerden.Wir dürfennicht zulassen, dass die

nach lange und harte Diskussionenmit CDU/CSU erreich-

ten Kompromisse als die Positionen unserer Partei wahr-

genommenwerden.Wenn diese unzureichend sind, dann

müssenwir weiterhin in der Öffentlichkeit für unsere Ide-

en kämpfen, und zwar, bis sie komplett durchgesetzt wur-

den.
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